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BMJ: Unterhaltsansprüche europaweit durchsetzen
Am 15. April 2011 hat der Bundesrat beschlossen, gegen den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Durchführung der EG-Unterhaltsverordnung keine Einwände zu erheben. Somit kann das Durchführungsgesetz rechtzeitig zum 18. Juni 2011 in Kraft treten. Ab diesem Zeitpunkt wird die EG-Unterhaltsverordnung angewandt. Die Unterhaltsverordnung erleichtert für Kinder und andere Unterhaltsberechtigte die europaweite Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen. Künftig können deutsche Unterhaltstitel also in fast allen EU-Staaten unmittelbar durchgesetzt werden. Bisher konnte ein Unterhaltstitel in einem ausländischen Staat erst dann vollstreckt werden, wenn der Titel in dem Vollstreckungsstaat zur Zwangsvollstreckung zugelassen worden ist. Die Unterhaltsverordnung schafft dieses Zulassungsverfahren  grundsätzlich ab. BMJ-Pressemitteilung
BVerfG: Sprachkenntnisse bei Familiennachzug

Deutschland darf von ausländischen Familienangehörigen vor dem Nachzug verlangen, dass sie zumindest rudimentär Deutsch können. Der Gesetzgeber hat mit der Obliegenheit, einfache Kenntnisse der deutschen Sprache vor Zuzug in das Bundesgebiet zu erwerben, ein legitimes Ziel verfolgt, nämlich die Integration von Ausländern zu fördern und Zwangsverheiratungen zu verhindern. Das Erfordernis, die Sprache zu lernen, ist verhältnismäßig, zumal nur sehr geringe Sprachkenntnisse verlangt werden. Der Erwerb von Deutschkenntnissen vor der Einreise ist erforderlich, weil er häufiger und schneller zur Integration in die hiesigen Lebensverhältnisse führe als ein Spracherwerb erst im Bundesgebiet. Die übliche Dauer eines Alphabetisierungs- und anschließenden Sprachkurses verursacht keine zu lange Trennung der Eheleute. 
Az 2 BvR 1413/10, Beschluss vom 25.3.2011
BGH: Betreuungsunterhalt und Altersphasenmodell

Wenn im Rahmen der Billigkeit über eine Verlängerung des Betreuungsunterhalts aus kindbezogenen Gründen nach § 1570 Abs. 1 Satz 2 und 3 BGB entschieden wird, ist stets zunächst der individuelle Umstand zu prüfen, ob und in welchem Umfang die Kindesbetreuung auf andere Weise gesichert ist oder in kindgerechten Betreuungseinrichtungen gesichert werden könnte. Ein Altersphasenmodell stellt bei der Frage der Verlängerung des Betreuungsunterhalts aus kindbezogenen Gründen allein oder wesentlich auf das Alter des Kindes ab, etwa während der Kindergarten- und Grundschulzeit. Das wird den Anforderungen, die individuellen Umstände zu prüfen, nicht gerecht (im Anschluss an das Senatsurteil vom 15. September 2010 - XII ZR 20/09 - FamRZ 2010, 1880). Es geht auch um die Verwirkung des nachehelichen Betreuungsunterhalts nach § 1579 BGB. 

Az XII ZR 3/09, Urteil vom 30.3.2011, FR-Artikel
BGH: PKH-Gesuch vor Ablauf der Begründungsfrist
Der Berufungsführer hat vor Ablauf der Berufungsbegründungsfrist Prozesskostenhilfe beantragt. Wenn das Gericht beabsichtigt, die Prozesskostenhilfe zu versagen, muss es vor Verwerfung der Berufung als unzulässig über das Prozesskostenhilfegesuch entscheiden (im Anschluss an BGH Beschluss vom 3. Dezember 2003 - VIII ZB 80/03 - FamRZ 2004, 699). 

Az XII ZB 51/11, Beschluss vom 23.3.2011 

BGH: Sorgerecht beim Wechsel eines Elternteils ins Ausland
Sorgeerklärungen können formwirksam gemäß § 1626 d BGB auch in Form einer gerichtlich gebilligten Elternvereinbarung erfolgen. 

Die Motive des Elternteils für seinen Auswanderungsentschluss stehen grundsätzlich genauso wenig zur Überprüfung des Familiengerichts wie sein Wunsch, in seine Heimat zurückzukehren. Wenn der Elternteil mit der Übersiedlung jedoch u.a. den Zweck verfolgt, den Kontakt zwischen dem Kind und dem anderen Elternteil zu vereiteln, dann steht die Bindungstoleranz des betreuenden Elternteils und somit seine Erziehungseignung in Frage (im Anschluss an Senatsbeschluss BGHZ 185, 272 = FamRZ 2010, 1060 Rn. 23 f.). 

Das Gericht darf die Verfahrenspflegschaft nicht dadurch ineffektiv machen, dass es ohne nachvollziehbare Begründung den mit der Angelegenheit und vor allem dem Kind vertrauten Verfahrenspfleger kurz vor Abschluss des Sorgerechtsverfahrens entpflichtet und einen neuen bestellt, der nicht mehr die Möglichkeit hat, sich in angemessener Weise mit der Sache vertraut zu machen. 

Az XII ZB 407/10, Beschluss vom 16.3.2011, BGH-Pressemitteilung
BGH: Ehebedingter Nachteil und Krankheitsunterhalt
Im Rahmen des Krankheitsunterhalts nach § 1572 BGB kann sich ein ehebedingter Nachteil aus der Aufgabe der Erwerbstätigkeit wegen Kindererziehung und Haushaltstätigkeit während der Ehe ergeben, wenn deswegen die Voraussetzungen für eine Rente wegen voller Erwerbsminderung nicht erfüllt sind. Denn nach § 43 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze nur dann Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeiträge für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit gezahlt haben. 

Auch wenn keine ehebedingten Nachteile vorliegen, ist eine Herabsetzung oder zeitliche Begrenzung des nachehelichen Unterhalts nur bei Unbilligkeit eines fortdauernden Unterhaltsanspruchs nach den ehelichen Lebensverhältnissen begründet. Bei der insoweit gebotenen Billigkeitsabwägung hat das Familiengericht das im Einzelfall gebotene Maß der nachehelichen Solidarität festzulegen, wobei vor allem die in § 1578 b Abs. 1 Satz 3 BGB aufgeführten Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind. 

Az XII ZR 44/09, Urteil vom 2.3.2011
OLG Oldenburg: Ost- und Westanwartschaften in der Rentenversicherung

In der gesetzlichen Rentenversicherung entstandene Ost- und Westanwartschaften eines Ehegatten sind bei der Frage eines Ausschlusses wegen Geringwertigkeit nach § 18 Abs. 2 Versorgungsausgleichsgesetz regelmäßig als Gesamtheit zu behandeln.

Az 13 UF 42/11, Beschluss vom 7.4.2011
OLG Oldenburg: Versorgungsausgleich und Einigungsgebühr
Wenn eine Vereinbarung über den Versorgungsausgleich abgeschlossen wird, fällt die 

Einigungsgebühr auch dann an, wenn sich die Beteiligten schon auf einen Ausschluss des Versorgungsausgleichs verständigt hatten, als sie den Scheidungsantrag einreichten.
Az 13 WF 42/11, Beschluss vom 6.4.2011

OLG Saarbrücken: Kostenentscheidung in einer Kindschaftssache
Es geht um die Zulässigkeit einer Beschwerde, die ausschließlich gegen die Kostenentscheidung in einer Kindschaftssache gerichtet ist.

Unter welchen Voraussetzungen kommt es in Betracht, in einer Kindschaftssache erstinstanzlich einem Beteiligten die gesamten Kosten des Verfahrens aufzuerlegen (hier trotz Antragsrücknahme verneint)?
Az 6 UF 17/11, Beschluss vom 7.4.2011
OLG Köln: Elterliche Sorge und Kindeswohlgefährdung
Es geht um die Entziehung der elterlichen Sorge und die Übertragung auf das Jugendamt wegen der Gefahr einer nachhaltigen Kindeswohlgefährdung in Form gravierender Entwicklungsstörungen der Kinder. Ausgehend vom Erziehungsprimat der Eltern und von der Beschränkung des Staates auf das Wächteramt kann sich die staatliche Berechtigung, in die Eltern-Kind-Beziehung einzugreifen, nicht an irgendwelchen gesellschaftspolitischen, religiösen oder sonstigen weltanschaulichen Idealen oder bürgerlichen Höchststandards ausrichten. Sie darf sich sowohl beim Kind als auch bei den Eltern nur von Fällen einigermaßen bedenklicher sozialer Deviation herausgefordert fühlen. Die Rechtfertigung gerichtlicher Maßnahmen liegt in der zu besorgenden Kindeswohlgefährdung, die nicht anders ausgeglichen werden kann.
Az 4 UF 29/11, Beschluss vom 22.3.2011
OLG Schleswig: Besuchsrecht und Beiordnung eines Anwalts
Soll das Besuchsrecht zwischen einem Elternteil und seinem Kind durch das Familiengericht geregelt werden, so stellt sich die Frage, ob der Elternteil, der keine ausreichenden Einkünfte hat, um selbst einen Anwalt bezahlen zu können, staatliche Hilfe für das Verfahren (Verfahrenskostenhilfe) bewilligt erhält und ihm ein Rechtsanwalt beigeordnet wird. Die Eltern können sich beim Streit um das Besuchsrecht vor Gericht grundsätzlich selbst vertreten. Wenn ein Elternteil keine ausreichenden Einkünfte hat, um selbst den Rechtsanwalt zu bezahlen und er Verfahrenskostenhilfe beantragt, so sieht das hierfür geltende Verfahrensrecht (§ 78 Absatz 2 FamFG) vor, dass dem bedürftigen Elternteil nur dann ein Rechtsanwalt beizuordnen ist, wenn eine schwierige Sach- oder Rechtslage vorliegt. 
Az 10 WF 29/11, Beschluss vom 23.2.2011(hier anfordern), OLG-Pressemitteilung
OLG Saarbrücken: Unterhaltspflicht und Nebentätigkeit
Übt der Unterhaltsverpflichtete eine Vollzeitbeschäftigung aus, kann ihm die Ausübung einer zusätzlichen Nebentätigkeit nicht angesonnen werden.
Az 9 WF 123/10, Beschluss vom 8.2.2011
OLG Karlsruhe: Absehen vom Versorgungsausgleich
Bei beiderseitigen Anrechten gleicher Art mangels geringer Differenz der Ausgleichwerte kann vom Versorgungsausgleich nicht nach § 18 Abs. 1 VersAusglG abgesehen werden. Dennoch ist zu prüfen, ob sich diese Rechtsfolge aus § 18 Abs. 2 VersAusglG ergibt. Die Ausübung des Ermessens im Rahmen von § 18 Abs. 2 VersAusglG führt in der Regel zum Ausgleich auch eines Anrechts mit geringem Ausgleichswert, wenn beide Eheleute gleichartige Anrechte in demselben Versorgungssystem erworben haben. 

Az 18 UF 150/10, Beschluss vom 12.1.2011, bitte hier anfordern
Zeitschrift Forum Familienrecht
Heft 5 erscheint im Mai mit einem Editorial von RA Jochem Schausten, Krefeld: „Sich verkaufen ist erlaubt“. Außerdem vier Aufsätze: von Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, Vorstandsmitglied der Daimler AG, BVerfRi a. D., „Eltern-Recht(s)-Ansichten – Die Entscheidungen des BVerfG und EGMR zur gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern für ihr Kind“; von Dr. Ernst Spangenberg, RiAG a. D., „Ein Scherbenhaufen? – Anmerkungen zu BVerfG v. 25.1.2011 – BvR 918/10“; von Harald Vogel, weiterer aufsichtsführender Richter am Amtsgericht Berlin, „(Offene) Rechtsfragen zum einstweiligen Rechtsschutz nach den §§ 49ff. FamFG“; von Birgit Niepmann, Dir. AG Siegburg, „Bewertung der Praxis einer Freiberuflerin im Zugewinnausgleich“. 
Termine 
16. Studienreise nach Griechenland vom 8.6. bis 15.6.2011 zum Thema „Freude im/am Beruf“. Es geht wieder nach Isthmia, Peloponnes, Hotel Kalamaki Beach, etwa 12 km von Korinth entfernt. Neben dem Hauptthema werden wie immer Vorträge zum aktuellen Familienrecht angeboten. Als Gastreferenten mit dabei: Prof. em. Dr. Uwe Diederichsen, Göttingen, mit dem Thema „Einzelfallgerechtigkeit und unbestimmte Rechtsbegriffe“, und Peter Flume, Nürtingen, der über „Kommunikation und Rhetorik referiert. 
Informationen und die Anmeldeunterlagen finden Sie hier oder als Word- und pdf-Version.
Sommer Intensiv in Saas Fee vom 28. August bis 3. September 2011

Der erste Teil des Seminars wird sich mit dem neuen Versorgungsausgleichsrecht befassen, das am 1.9.2009 in Kraft trat. Unsere Referenten sind ausgewiesene Experten und führen seit vielen Jahren an den Bedürfnissen der Praxis orientierte Seminare zum Versorgungsausgleich durch: Klaus Weil, Rechtsanwalt, Marburg, Fachanwalt für Familienrecht und Arndt Voucko-Glockner, Dipl.-Vw., Rentenberater für den Versorgungsausgleich, Karlsruhe.

Im zweiten Teil des Seminars wird Dr. Meo-Micaela Hahne, Vorsitzende des 12. Zivilsenats am Bundesgerichtshof, aus der aktuellen Rechtsprechung des Senats referieren, vor allem über das Unterhaltsrecht. Schwerpunkte u.a.: Befristung des nachehelichen Unterhalts, Betreuungsunterhaltsanspruch der geschiedenen Frau, Unterhaltsanspruch der nicht verheirateten Mutter, Fragen des Gesamtschuldnerausgleichs zwischen Ehegatten bei Eingehung gemeinsamer Schulden, Behandlung des Wohnvorteils nach Trennung, Bewertung von freiberuflichen Praxen im Zugewinnausgleich u.v.a.m.; Informationen und Programm finden Sie hier.
62. Deutscher Anwaltstag vom 2.-4. Juni in Straßburg. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht ist wieder mit einem interessanten Programm vertreten: Über „Grenzüberschreitende Vollstreckung“ referiert Prof. Dr. Wolfgang Hau, Universität Passau. Über „Grenzüberschreitende Kindschaftssachen“ spricht Rechtsanwältin Dr. Kerstin Niethammer-Jürgens, Potsdam. „Vereinbarungen bei Auslandsberührung – Auf dem Weg zu einem europäischen Familienkollisionsrecht“ ist der Titel des Vortrags von Prof. Dr. Nina Dethloff, Universität Bonn. Es moderiert Rechtsanwalt Dr. Mathias Grandel, Augsburg. Nach den Vorträgen lädt die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht zum Empfang. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 13.5.2011 in Regensburg fortgesetzt. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 
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